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Wichtige Steuertermine  
September 2017 
11.09. Umsatzsteuer 
 Lohnsteuer 
 Solidaritätszuschlag 
 Kirchenlohnsteuer ev. und röm.-kath. 
11.09. Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer 
 Solidaritätszuschlag 
 Kirchensteuer ev. und röm.-kath. 

Zahlungsschonfrist: bis zum 14.09.2017. 
Diese Schonfrist gilt nicht bei Bar- und 
Scheckzahlungen. Achtung: Bei Scheck-
zahlungen gilt die Zahlung erst drei Tage 
nach Eingang des Schecks als geleistet! 

Tipps und Hinweise 

1. ... für alle Steuerzahler 

Wilde Ehe  

Kein Splittingtarif für Mann und Frau in 
nichtehelicher Lebensgemeinschaft 
Homosexuelle Paare mit eingetragener Lebenspartner-
schaft wurden 2013 einkommensteuerrechtlich den 
Ehepaaren gleichgestellt. Das eröffnete ihnen unter an-
derem den Zugang zur Zusammenveranlagung und 
zum damit verbundenen Splittingvorteil. 

Hinweis: Vom Splittingvorteil profitieren vor allem 
Paare, bei denen nur einer der Partner Geld ver-
dient. Durch die Zusammenveranlagung lässt sich 
bei ihm der komplette Grundfreibetrag des Nicht-
verdienerpartners (derzeit 8.820 €) nutzen. 

Die Frage, ob auch Heteropaare ohne Trauschein vom 
Splittingvorteil profitieren können, hat kürzlich den 
Bundesfinanzhof (BFH) beschäftigt. Im Streitfall leb-
ten ein Mann und eine Frau gemeinsam mit vier Kin-
dern in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft zu-
sammen. Vor dem BFH wollten sie durchsetzen, dass 
das Finanzamt ihnen ebenfalls die Zusammenveranla-
gung und den Splittingtarif gewährt. Der BFH hat das 
jedoch abgelehnt. In den Genuss der steuerlichen Vor-
teile für Ehegatten kommen nur Lebenspartner im Sin-
ne des Lebenspartnerschaftsgesetzes. Nur solche Part-
nerschaften sind herkömmlichen Ehen hinsichtlich der 
durch sie erzeugten rechtlichen Bindungen und gegen-
seitigen Einstandspflichten derart angenähert, dass eine 
steuerliche Ungleichbehandlung nicht mehr zu recht-
fertigen ist. Ohne Ehe oder eingetragene Lebenspart-
nerschaft besteht diese „rechtliche Verfestigung“ 
nicht, so dass in diesen Fällen auch keine Gleichstel-
lung mit Eheleuten erfolgen darf. 

Hinweis: Wollen Paare vom Splittingtarif profitie-
ren, müssen sie also zwingend eine Ehe oder eine 
eingetragene Lebenspartnerschaft eingehen. Steuer-
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lich entscheidend ist allein das standesamtliche 
Jawort - die kirchliche Trauung zählt nicht. 
Der Splittingvorteil kann selbst für Jahre ge-
nutzt werden, in denen die Ehe bzw. eingetra-
gene Lebenspartnerschaft nur an einem Tag 
bestanden hat. Für einen Anspruch auf 
Zusammenveranlagung im Jahr 2017 genügt es 
also, wenn sich Paare erst am 31.12.2017 das 
Jawort geben. 

Kindergeld  

Tätigkeit mit Erwerbscharakter ist 
keine Berufsausbildung 
Mit dem 18. Geburtstag eines Kindes entfällt für 
dessen Eltern nicht zwingend der Anspruch auf 
Kindergeld und Kinderfreibeträge. Beide Ver-
günstigungen können noch bis zum 25. Geburts-
tag weiter bezogen werden, wenn das Kind in die-
ser Zeit für einen Beruf ausgebildet wird. Die 
Frage, ob eine Berufsausbildung im kindergeld-
rechtlichen Sinne vorliegt, führt oft zu Streit zwi-
schen Eltern und Familienkassen.  

In einem Fall vor dem Bundesfinanzhof (BFH) 
hatte sich eine volljährige Tochter für neun Jahre 
als Soldatin auf Zeit bei der Bundeswehr ver-
pflichtet. Nachdem sie dort die Grundausbildung 
durchlaufen hatte, zur Stabsunteroffizierin beför-
dert worden war und eine Ausbildung zur Büro-
kauffrau absolviert hatte, wurde sie in einem 
Nachschubbataillon eingesetzt. Während dieser 
Zeit nahm sie an mehreren Fachlehrgängen (von 
insgesamt ca. dreieinhalb Monaten Dauer) teil, um 
sich auf die Tätigkeit als Nachschubunteroffizie-
rin vorzubereiten. Die Eltern gingen davon aus, 
dass ihre Tochter während ihres Einsatzes im 
Nachschubbataillon noch im kindergeldrechtli-
chen Sinne „für einen Beruf ausgebildet“ wurde 
und ihnen weiterhin Kindergeld zustand. 

Der BFH hat den Kindergeldanspruch verneint, 
weil die Tätigkeit im Nachschubbataillon in ihrer 
Gesamtheit keine Ausbildung darstellte. Bei Ar-
beits-/Dienstverhältnissen mit verwendungsbe-
zogenen Lehrgängen sei eine Berufsausbildung 
nur anzunehmen, wenn der Ausbildungs- und 
nicht der Erwerbscharakter des Arbeits-/Dienst-
verhältnisses im Vordergrund stehe. Im Streitfall 
sei der Erwerbscharakter prägend gewesen. 

Hinweis: Bei der Prüfung, ob das Arbeitsver-
hältnis eines Kindes einen Erwerbs- oder einen 
Ausbildungscharakter hat, müssen die Lehr-
gangszeiten und die übrigen (Praxis-)Zeiten 
zusammengefasst betrachtet werden. Lehr-
gangsmonate dürfen also nicht isoliert als Be-
rufsausbildung gewertet werden, so dass für 
diese Monate auch kein isolierter Kindergeld-
anspruch entstehen kann. 

2. ... für Unternehmer 

Geschenke  

Pauschalsteuer ist nicht als  
Betriebsausgabe abziehbar 
Im Wirtschaftsleben sind Geschenke unter Ge-
schäftsfreunden gang und gäbe, um Geschäftsbe-
ziehungen zu fördern und Neukunden zu akquirie-
ren. Müsste der Beschenkte den Wert der Zuwen-
dung später versteuern, wäre der Zweck des Ge-
schenks schnell ins Gegenteil verkehrt, denn 
kaum jemand freut sich über etwas, wofür er spä-
ter bezahlen muss. Um diese negative Folge aus-
zuschließen, können Schenkende die Steuer auf 
das Geschenk gleich mitübernehmen: Das Ein-
kommensteuergesetz sieht hierfür die Entrichtung 
einer 30%igen Pauschalsteuer vor. 

Ein Konzertveranstalter hat vor dem Bundesfi-
nanzhof (BFH) versucht, die gezahlte Pauschal-
steuer als Betriebsausgabe abzuziehen. Er hatte im 
großen Stil Freikarten an Geschäftspartner verteilt 
und dafür nachträglich die 30-%-Pauschalierung 
genutzt. Der BFH hat den Betriebsausgabenabzug 
nicht zugelassen. Er verwies auf das Abzugsver-
bot für Geschenke an Geschäftsfreunde, deren 
Wert pro Empfänger und Jahr zusammengerech-
net über 35 € liegt. Damit soll verhindert werden, 
dass sich unangemessener Repräsentationsauf-
wand zu Lasten der Allgemeinheit steuerlich ab-
ziehen lässt. Der BFH sieht die vom Schenker 
übernommene Pauschalsteuer als weiteres Ge-
schenk an, das steuerlich wie das Hauptgeschenk 
zu behandeln ist. Zählt das Hauptgeschenk wegen 
seines Werts zum nichtabziehbaren unangemesse-
nen Repräsentationsaufwand, gilt das auch für die 
mitgeschenkte Steuer. 

Hinweis: Der BFH hat betont, dass der Schen-
ker die Pauschalsteuer auch dann nicht als Be-
triebsausgabe abziehen darf, wenn der Wert 
des „Hauptgeschenks“ die Grenze von 35 € 
erst zusammen mit der Steuer überschreitet. 
Aus Vereinfachungsgründen bezieht die Fi-
nanzverwaltung die Pauschalsteuer bisher nicht 
in die Prüfung der 35-€-Grenze ein. Abzuwar-
ten bleibt, ob sie daran festhält. 

Handwerkskammer  

Betrieb darf keine Rückstellung für 
künftige Zusatzbeiträge bilden 
Für Kammerbeiträge eines künftigen Beitragsjah-
res, die sich der Höhe nach an einem Vorjahres-
gewinn bemessen, darf ein Betrieb keine Rück-
stellung bilden. So hat der Bundesfinanzhof 
(BFH) im Fall eines Handwerksbetriebs ent-
schieden, der Mitglied einer Handwerkskammer 
war, die nach ihrer Beitragsordnung einen Grund- 
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und einen Zusatzbeitrag erhebt. Die Höhe des Zu-
satzbeitrags hatte sich stets nach dem Gewerbeer-
trag gerichtet, der drei Jahre vor dem Beitragsjahr 
erzielt worden war. In der Bilanz zum 31.12.2009 
passivierte der Betrieb seine zu erwartenden Zu-
satzbeiträge für die Jahre 2010 bis 2012 aufgrund 
der Gewerbeerträge der Jahre 2007 bis 2009 unter 
„sonstige Rückstellungen“. Der Betriebsprüfer er-
kannte die Rückstellung nicht an, weil die Zusatz-
beiträge erst in den jeweiligen Beitragsjahren 
wirtschaftlich verursacht seien. 

Der BFH hat dem Finanzamt Recht gegeben. Eine 
Rückstellung für künftige Zusatzbeiträge kann 
selbst dann nicht gebildet werden, wenn  

 die Beiträge schon in der Vergangenheit stets 
nach dem Gewerbeertrag bereits abgelaufener 
Wirtschaftsjahre berechnet wurden und  

 eine überwiegende Wahrscheinlichkeit dafür 
besteht, dass die Zusatzbeiträge auch künftig 
in der geltend gemachten Höhe anfallen. 

Rückstellungen für Verpflichtungen aus öffentli-
chem Recht können nur gebildet werden, wenn 
die Verpflichtung bereits konkretisiert ist. Das 
heißt, sie ist inhaltlich hinreichend bestimmt, in 
zeitlicher Nähe zum Bilanzstichtag zu erfüllen 
und sanktionsbewehrt. Die Verpflichtung muss 
sich rechtlich und wirtschaftlich auf einen Zeit-
punkt in der Vergangenheit beziehen. Die Ver-
bindlichkeit muss an Vergangenes anknüpfen und 
Vergangenes abgelten. Im Urteilsfall durfte keine 
Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten ge-
bildet werden, weil die Beitragspflichten für die 
Jahre 2010 bis 2012 zum Bilanzstichtag 2009 
rechtlich noch nicht entstanden waren. 

Hinweis: Die Pflicht eines Betriebs zur Bei-
tragszahlung ist laut BFH zwingend an dessen 
Kammerzugehörigkeit im jeweiligen Beitrags-
jahr geknüpft. Sofern der Betrieb aufgegeben 
werde, schulde er daher weder den Grund- 
noch den Zusatzbeitrag. 

Personengesellschaft  

Buchwertfortführung bei Mitnahme 
einzelner Wirtschaftsgüter erlaubt 
Gesellschafter können künftig leichter als bisher 
aus Personengesellschaften aussteigen, ohne dass 
stille Reserven aufgedeckt werden müssen und ein 
steuerlicher Gewinn entsteht. Der Bundesfinanz-
hof hat entschieden, dass bei Sachwertabfindung 
eines ausscheidenden Gesellschafters immer dann 
eine gewinnneutrale Realteilung vorliegt, wenn er 
die erhaltenen Wirtschaftsgüter weiter als Be-
triebsvermögen nutzt. Damit wird die Fortführung 
der Buchwerte auch dann möglich, wenn der aus-
scheidende Gesellschafter lediglich Einzelwirt-

schaftsgüter mitnimmt, die keine sogenannte Teil-
betriebseigenschaft haben. 

Hinweis: Dagegen nimmt die Finanzverwal-
tung beim Ausstieg von Gesellschaftern nur 
dann einen gewinnneutralen Vorgang an, wenn 
diese einen Teilbetrieb oder einen Mitunter-
nehmeranteil erhalten. 

Unionsrecht  

Grunderwerbsteuerbegünstigung 
bei Umstrukturierung im Konzern 
Für Umstrukturierungen im Konzern hält das 
Grunderwerbsteuergesetz eine Regelung bereit, 
nach der für bestimmte steuerbare Erwerbe infol-
ge einer Umwandlung (z.B. Verschmelzung) kei-
ne Grunderwerbsteuer erhoben wird. Voraus-
setzung ist, dass an dem Umwandlungsvorgang 
ein herrschendes Unternehmen und eine abhängi-
ge Gesellschaft beteiligt sind und die Beteiligung 
des herrschenden Unternehmens an der abhängi-
gen Gesellschaft in Höhe von mindestens 95 % 
innerhalb von fünf Jahren vor und nach dem je-
weiligen Rechtsvorgang besteht. 

Der Bundesfinanzhof will nun klären lassen, ob 
diese Begünstigung gegen das unionsrechtliche 
Beihilfeverbot verstößt, und hat die Frage dem 
Europäischen Gerichtshof (EuGH) vorgelegt. 
Sollte der EuGH die nationale Begünstigungsvor-
schrift als unzulässige Beihilfe einstufen, wäre sie 
bis zu einer Entscheidung der Europäischen Kom-
mission über die Vereinbarkeit der Steuerbegüns-
tigung mit dem Binnenmarkt nicht anwendbar. 
Dann müssten der Streitfall und die weitere An-
wendung dieser Vorschrift bis zu einer Kommis-
sionsentscheidung ausgesetzt werden. 

3. ... für GmbH-
Geschäftsführer 

Namensnutzung  

Was darf im Konzern unentgeltlich 
überlassen werden? 
Eine natürliche Person als Gesellschafter einer 
Kapitalgesellschaft erbringt dieser gegenüber oft-
mals Dienstleistungen unentgeltlich oder ermög-
licht Nutzungen verbilligt oder unentgeltlich. Bei-
des kann auch auf eine Mutterkapitalgesellschaft 
im Konzern zutreffen. Der Begriff des Konzerns 
bedeutet dabei ausschließlich, dass ein Mutter-
Tochter-Verhältnis besteht.  

In reinen Inlandsfällen ist das unproblematisch. 
Die Augen des Betriebsprüfers sind aber auf Fälle 
gerichtet, in denen die die Dienstleistung oder 
Nutzung empfangende Tochterkapitalgesellschaft 
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einen ausländischen Sitz innehat. Dann ist die 
Unentgeltlichkeit ein Problem: Aufgrund des Au-
ßensteuergesetzes darf der Fiskus einfach ein 
fremdübliches Entgelt fingieren und dem Ein-
kommen der Muttergesellschaft hinzurechnen. 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat für den 
wichtigen Fall der Namensnutzung im Konzern 
festgelegt, wann ein Entgelt gezahlt werden muss 
und wann nicht. Muss kein Entgelt gezahlt wer-
den, darf der Betriebsprüfer auch kein fiktives 
Entgelt hinzurechnen.  

Nach Meinung des BMF muss zum Beispiel kein 
Entgelt zugrunde gelegt werden, wenn eine Ver-
triebstochtergesellschaft ausschließlich Produkte 
des Konzerns verkauft. Das Gleiche gilt, wenn ei-
ne Produktionstochtergesellschaft mit Kostenauf-
schlagsmethode den Inhaber des Namens- oder 
Markenrechts beliefert. 

Dagegen muss ein Entgelt gezahlt werden, wenn 
die Überlassung dem Grunde und der Höhe nach 
entgeltfähig ist. Entgeltfähig ist dem Grunde nach 
die Überlassung eines Namens oder einer Marke 
immer dann, wenn der Inhaber des Namens oder 
der Marke daran ein gesichertes Recht hat (z.B. 
geschützter Name oder eingetragene Marke). Von 
der Entgeltfähigkeit der Höhe nach ist auszuge-
hen, wenn der Nutzende einen wirtschaftlichen 
Vorteil erwarten kann, zum Beispiel eine Umsatz-
steigerung aufgrund der Nutzung eines am Markt 
etablierten Namens. 

4. ... für Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer 

Betriebsveranstaltungen  

Umsatzsteuer und Vorsteuerabzug 
bei Jubilarfeiern 
Die Finanzverwaltung hat klargestellt, dass zu den 
Betriebsveranstaltungen im lohn- und umsatzsteu-
erlichen Sinne auch Jubilarfeiern gehören, nicht 
aber die Ehrung eines einzelnen Jubilars. Bei der 
Ehrung eines einzelnen Jubilars sind übliche 
Sachleistungen des Arbeitgebers Arbeitslohn, 
wenn dessen Aufwendungen einschließlich Um-
satzsteuer mehr als 110 € je teilnehmender Person 
betragen (Freigrenze). In diese Freigrenze sind 
auch Geschenke bis zu einem Gesamtwert von 
60 € einzubeziehen. 

Bei der Ehrung eines einzelnen Jubilars liegt auch 
keine Betriebsveranstaltung im Sinne des Umsatz-
steuergesetzes vor, so dass die dort genannte Frei-
grenze von 110 € nicht anzuwenden ist. Sämtliche 
im Rahmen einer solchen Veranstaltung zuge-
wendeten Leistungen sind als unentgeltliche 
Wertabgaben grundsätzlich der Umsatzsteuer zu 
unterwerfen, wenn sie zum vollen oder teilweisen 

Vorsteuerabzug berechtigt haben. Eine Besteue-
rung scheidet aber aus, wenn die Leistung zuvor 
mit der Absicht bezogen worden ist, sie später un-
entgeltlich zuzuwenden. In diesem Fall kann näm-
lich schon kein Vorsteuerabzug aus dem Leis-
tungsbezug geltend gemacht werden. 

Das gilt aber nicht für in diesem Zusammenhang 
zugewendete Aufmerksamkeiten (z.B. Blumen, 
Genussmittel), sofern diese unterhalb der Grenze 
von 60 € bleiben. Für diese Aufmerksamkeiten ist 
der Vorsteuerabzug entsprechend der wirtschaftli-
chen Gesamttätigkeit des Arbeitgebers möglich, 
ohne dass sie die Besteuerung einer unentgeltli-
chen Wertabgabe auslösen. 

5. ... für Hausbesitzer 

Spekulationsfrist  

Vorsicht beim Verkauf von Ferien-
häusern und -wohnungen! 
Gewinne aus dem Verkauf von Immobilien (Pri-
vatvermögen) müssen Sie generell als Einkünfte 
aus privaten Veräußerungsgeschäften versteuern, 
wenn zwischen Kauf und Verkauf nicht mehr als 
zehn Jahre liegen. Eine Ausnahme gilt für selbst-
genutzte Immobilien, die auch innerhalb der 
Zehnjahresfrist steuerfrei verkauft werden dürfen. 
Voraussetzung ist, dass die Immobilie 

 im Zeitraum zwischen Anschaffung und Ver-
kauf ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken 
genutzt worden ist oder 

 zumindest im Jahr der Veräußerung und in den 
beiden Vorjahren zu solchen Zwecken genutzt 
worden ist. 

Das Finanzgericht Köln hat entschieden, dass die 
Selbstnutzung einer Ferienwohnung für Erho-
lungszwecke keine „Nutzung zu eigenen Wohn-
zwecken“ ist. Die teure Folge dieser Rechtspre-
chung: Gewinne, die aus dem Verkauf solcher Fe-
rienimmobilien binnen Zehnjahresfrist erzielt 
werden, müssen selbst dann versteuert werden, 
wenn die Immobilie nicht vermietet, sondern für 
Ferienzwecke selbst genutzt worden ist. Gegen 
dieses Urteil ist ein Revisionsverfahren vor dem 
Bundesfinanzhof anhängig. 

Hinweis: Der Bund der Steuerzahler rät, mit 
dem Verkauf von Ferienimmobilien möglichst 
bis zum Ablauf der Spekulationsfrist zu war-
ten, weil dann der Veräußerungsgewinn nicht 
besteuert werden darf. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 


